
 

- 1 von 26 - 

Verordnungsentwurf des 
Ministeriums für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur 

 
Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit und die entgeltliche Ausleihe 

von Lernmitteln 
 

A. Problem und Regelungsbedürfnis 
 
Durch das Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 
(GVBl. S. 418) wurde die Lernmittelfreiheit in § 70 Schulgesetz (SchulG) 
weiterentwickelt. Künftig ist die Lernmittelfreiheit folgendermaßen ausgestaltet: 
 

1. Bis zu einer bestimmten Einkommensgrenze werden alle Schulbücher und sie 
ersetzenden Druckschriften einschließlich Atlanten sowie die notwendigen 
Schulbücher ergänzenden Druckschriften kostenlos an Grundschulen, 
Realschulen plus, Gymnasien, Integrierten Gesamtschulen, beruflichen 
Gymnasien, Fachoberschulen, Berufsfachschulen, dreijährigen 
Berufsfachschulen, höheren Berufsfachschulen sowie Berufsoberschulen zur 
Verfügung gestellt. Dies betrifft im Wesentlichen den Personenkreis, der bisher 
Anspruch auf einen Lernmittelgutschein hatte. Die bisherigen 
Lernmittelgutscheine werden damit obsolet. 

 
2. Unabhängig vom Einkommen wird darüber hinaus für alle anderen Schülerinnen 

und Schüler der in die Lernmittelfreiheit einbezogenen Schularten und 
Schulformen künftig schrittweise die Möglichkeit eröffnet, Schulbücher und sie 
ersetzende Druckschriften gegen ein vom Schulträger zu erhebendes Entgelt, 
das pro Schuljahr nicht über einem Drittel des Ladenpreises liegt, auszuleihen. 
Ausgenommen hiervon sind Bücher, die über einen Zeitraum von mehr als drei 
Schuljahren genutzt werden (z. B. Atlanten) sowie ergänzende Druckschriften.  

 
3. Beide Verfahren werden von den Schulträgern durchgeführt, denen die 

Durchführung der Lernmittelfreiheit als Pflichtaufgabe der kommunalen 
Selbstverwaltung obliegt. Sie sollen ab dem Schuljahr 2010/2011 für die 
Klassenstufen 5 bis 10 in den allgemeinbildenden Schulen, ab dem Schuljahr 
2011/2012 für die Sekundarstufe II (Jahrgangsstufen 11 bis 13 der 
allgemeinbildenden Schulen sowie für die in die Lernmittelfreiheit einbezogenen 
Schulformen der berufsbildenden Schulen) und ab dem Schuljahr 2012/2013 für 
die Grundschulen gelten. 

 
4. Für die Schülerinnen und Schüler der Förderschulen und des 

Berufsvorbereitungsjahrs bleibt es bei der schon bisher praktizierten 
einkommensunabhängigen Ausleihe innerhalb bestimmter in der 
Landesverordnung festgesetzter Höchstgrenzen, die mit dieser Verordnung um 
ca. 10 v.H. erhöht werden. 

 
Nach § 70 Abs. 4 Schulgesetz ist das fachlich zuständige Ministerium ermächtigt, 
das Nähere, insbesondere die Festlegung der in die Lernmittelfreiheit einbezogenen 
Schularten, Schulformen, Bildungsgänge, Schulstufen sowie Einzelheiten zur 
Festsetzung des Entgelts und zum Verfahren der Gebührenerhebung, das Verfahren 
der Ausleihe und weitere Einzelheiten zu Umfang und Bereitstellung der Lernmittel 
zu regeln. Die bestehende Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit vom 14. 
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März 1994, zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. April 2009 (GVBl. 
S. 171), BS 223-1-10, enthält für das neue Verfahren noch keine Regelungen. 

 
 

B. Lösung 
 
Eine Änderung der bisherigen Verordnung über die Lernmittelfreiheit kommt in 
Anbetracht der zahlreichen Neuregelungen nicht in Betracht. Deshalb soll unter 
gleichzeitiger Aufhebung der bisherigen Landesverordnung eine neue 
Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit und die entgeltliche Ausleihe von 
Lernmitteln erlassen werden.  
 
C. Alternativen 
 
Keine. 
 
D. Kosten 
 
Die Kosten für die zusätzliche Option, Schulbücher gegen ein Entgelt auszuleihen, 
sind bereits im Gesetzgebungsverfahren zum Zweiten Landesgesetz zur Änderung 
des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 dargelegt worden. § 70 Abs. 5 Satz 5 
SchulG verpflichtet den Verordnungsgeber, eine Regelung zum Ausgleich der 
Mehrbelastungen der kommunalen Schulträger vorzusehen, die durch das Zweite 
Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 hinsichtlich 
des Verwaltungsaufwands und der erforderlichen Lernmittelausgaben verursacht 
werden. Dementsprechend sieht § 9 eine Bestimmung zum 
Mehrbelastungsausgleich vor.  
 
Weitere Kosten durch die Verordnung selbst entstehen nur durch die Anhebung der 
Höchstgrenzen, die für die unentgeltliche Ausleihe für Schülerinnen und Schüler an 
Förderschulen und im Berufsvorbereitungsjahr gelten. Hier wird mit ca. 100.000 EUR 
Mehrkosten gerechnet.  
 
E. Zuständigkeit 
 
Federführend ist das Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur. 
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Landesverordnung 
über die Lernmittelfreiheit und die entgeltliche Ausleihe von Lernmitteln 

 
Vom ……. 

 
Aufgrund des § 70 Abs. 4 und 5 in Verbindung mit § 45 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 
Schulgesetz, insoweit im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und für Sport 
und dem Minister der Finanzen sowie im Benehmen mit dem Landeselternbeirat, und 
des § 67 Abs. 7 des Schulgesetzes (SchulG) vom 30. März 2004 (GVBl. S. 239) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 418), BS 223-1, 
wird verordnet: 
 

§ 1 
Gegenstand der Lernmittelfreiheit und der entgeltlichen Ausleihe 

 
(1) Lernmittel im Sinne dieser Verordnung sind Schulbücher und sie ersetzende 
Druckschriften sowie Schulbücher ergänzende Druckschriften. 
 
(2) Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften sind für Unterrichtszwecke 
konzipierte und von den Schülerinnen und Schülern regelmäßig zum Erreichen der 
Unterrichtsziele zu benutzende Druckschriften, die in der Regel mindestens für ein 
Schuljahr oder Kurshalbjahr im jeweiligen Fach die Lerninhalte darbieten. Für 
Schulbücher oder sie ersetzende Druckschriften, in die nach bestimmungsgemäßem 
Gebrauch Eintragungen durch Schülerinnen oder Schüler vorgenommen werden, 
gelten die Bestimmungen wie für ergänzende Druckschriften. 
 
(3) Ergänzende Druckschriften sind von den Schülerinnen und Schülern regelmäßig 
zum Erreichen der Unterrichtsziele zu benutzende in der Regel schulbuchbezogene 
Druckschriften. 
 
(4) Verbindliche Grundlage für die Einbeziehung der Lernmittel in die 
Lernmittelfreiheit oder die entgeltliche Ausleihe ist der vom fachlich zuständigen 
Ministerium für die Lernmittelfreiheit veröffentlichte Schulbuchkatalog in der jeweils 
aktuellen Fassung.  
 
 
 

§ 2 
Lernmittelfreiheit 

an den öffentlichen Grundschulen, Realschulen plus, 
Gymnasien, Integrierten Gesamtschulen 

und an öffentlichen berufsbildenden Schulen 
 

(1) Für Schülerinnen und Schüler, die in Rheinland-Pfalz 
1. eine Grundschule, 
2. eine Realschule plus, ein Gymnasium oder eine Integrierte Gesamtschule oder 
3. ein berufliches Gymnasium, die Fachoberschule, die Berufsfachschule I oder II, 

die dreijährige Berufsfachschule, die höhere Berufsfachschule oder die 
Berufsoberschule I oder II besuchen, 
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werden die notwendigen Lernmittel auf Antrag vom Schulträger kostenlos zur 
Verfügung gestellt, sofern die in § 3 festgelegte Einkommensgrenze unterschritten 
wird. Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf, die in Schulen dieser Schularten integrativ unterrichtet werden. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Schülerinnen und Schüler, die Versuchsschulen 
besuchen oder an Schulversuchen teilnehmen, wenn das zuständige Ministerium die 
Vergleichbarkeit der Versuchsform mit einer der in Absatz 1 genannten Schularten 
oder Schulformen festgestellt hat. 
 
(3) In die Lernmittelfreiheit einbezogene Lernmittel werden ausgeliehen. Bei 
Lernmitteln, die über einen Zeitraum von mehr als drei Schuljahren von einer 
Schülerin oder einem Schüler genutzt werden, kann seitens der Schulträger im 
Einvernehmen mit der Schule auf eine Rückgabe verzichtet werden. Lernmittel, in die 
bei bestimmungsgemäßem Gebrauch Eintragungen durch Schülerinnen oder Schüler 
vorgenommen werden, werden kostenlos übereignet. 
 

 
 

§ 3 
Einkommensgrenzen 

 
(1) Der Anspruch nach § 2 Abs 1 besteht, falls Schülerinnen und Schüler, die nicht 
volljährig sind,  
 
1. im Haushalt beider unterhaltspflichtigen Sorgeberechtigten leben, wenn das 

Einkommen der Sorgeberechtigten und ihr eigenes Einkommen 26.500 EUR 
zuzüglich 3.750 EUR für jedes weitere Kind, für das ein Sorgeberechtigter 
Kindergeld oder vergleichbare Leistungen erhält, oder 

 
2. im Haushalt eines unterhaltspflichtigen Sorgeberechtigten leben, wenn das 

Einkommen des Sorgeberechtigten und ihr eigenes Einkommen 22.750 EUR 
zuzüglich 3.750 EUR für jedes weitere Kind, für das der Sorgeberechtigte 
Kindergeld oder vergleichbare Leistungen erhält, oder 

 
3. im Haushalt eines unterhaltspflichtigen Sorgeberechtigten leben, der mit einer 

Partnerin oder einem Partner im Sinne des § 7 Abs. 3 Nr. 3 und Abs. 3 a des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für Arbeitsuchende - vom 24. 
Dezember 2003 (BGBl. I S. 2954), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juli 
2009 (BGBl. I S. 1990), zusammenlebt, wenn das Einkommen des 
Sorgeberechtigten, der Partnerin oder des Partners und ihr eigenes Einkommen 
26.500 EUR zuzüglich 3.750 EUR für jedes weitere Kind, für das der 
Sorgeberechtigte oder seine Partnerin oder sein Partner Kindergeld oder 
vergleichbare Leistungen erhält, oder  

 
4. falls sie nicht im Haushalt eines unterhaltspflichtigen Sorgeberechtigten leben, 

wenn ihr eigenes Einkommen und das Einkommen des oder der 
Sorgeberechtigten, in dessen oder deren Haushalt sie zuletzt gelebt haben, die 
entsprechenden Einkommen nach Nummer 1 oder 2 

 
nicht übersteigen oder 
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5. im Rahmen einer Maßnahme nach § 27 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

(SGB VIII) in Verbindung mit § 33 SGB VIII in einer anderen Familie leben 
oder nach § 27 SGB VIII in Verbindung mit § 34 SGB VIII in einem Heim oder 
einer sonstigen betreuten Wohnform leben, wenn ihr eigenes Einkommen 
19.000 EUR nicht übersteigt. 

 
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für volljährige Schülerinnen und 
Schüler mit der Maßgabe, dass an die Stelle der oder des Sorgeberechtigten die 
unterhaltspflichtigen Elternteile treten; für verheiratete Schülerinnen und Schüler tritt 
an die Stelle des oder der Sorgeberechtigten der unterhaltspflichtige Ehegatte, bei 
Schülerinnen und Schülern, die sich in einer Lebenspartnerschaft nach dem 
Lebenspartnerschaftsgesetz befinden, die Lebenspartnerin oder der Lebenspartner. 
 
(3) Als Einkommen im Sinne der Absätze 1 und 2 gilt die Summe der positiven 
Einkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes. Ein 
Ausgleich mit Verlusten in einzelnen Einkunftsarten oder mit Verlusten des 
Ehegatten ist nicht zulässig. Maßgebend ist jeweils das Einkommen im vorletzten 
Kalenderjahr vor dem Beginn des Schuljahres, für das Lernmittelfreiheit beantragt 
wird. Liegt das Einkommen in dem Kalenderjahr, in dem das Schuljahr beginnt, für 
das Lernmittelfreiheit beantragt wird, oder in dem vorausgegangenen Kalenderjahr 
wesentlich niedriger, so ist auf Antrag das niedrigere Einkommen dieses 
Kalenderjahres maßgebend. Für die Zahl der zu berücksichtigenden Kinder ist der 
Zeitpunkt der Antragstellung maßgebend. 
 
(4) Als Einkommen nach Absatz 3 Satz 1 gelten auch Einkünfte, die allein nach 
ausländischem Steuerrecht zu versteuern sind oder keiner staatlichen Besteuerung 
unterliegen. Bei Einkünften aus nicht selbständiger Arbeit ist von dem um den 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag verminderten Bruttobetrag auszugehen. Andere 
Einkünfte sind entsprechend Absatz 3 zu ermitteln. Beträge in einer ausländischen 
Währungseinheit, die nicht auf Euro lautet, werden in Euro umgerechnet. 
 
(5) Das nach Absatz 3 Satz 1 maßgebliche Einkommen ist durch Vorlage des 
entsprechenden Einkommensteuerbescheides nachzuweisen. Liegt ein solcher 
Bescheid nicht vor, kann der Nachweis von Einkünften aus nicht selbständiger Arbeit 
durch eine Bescheinigung des Bruttolohns im Erfassungszeitraum, der Nachweis von 
sonstigen Einkünften durch eine Bescheinigung des Finanzamts oder einer 
Steuerberaterin oder eines Steuerberaters geführt werden. Dies gilt entsprechend für 
den Nachweis von Werbungskosten, wenn sie den Arbeitnehmer-Pauschbetrag 
übersteigen. 

 
§ 4 

Antragsverfahren 
 

(1) Antragsberechtigt sind: 
 
1. in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 1 die Sorgeberechtigten, 
 
2. in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 der Sorgeberechtigte, in dessen Haushalt 

die Schülerin oder der Schüler lebt, 
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3. in den Fällen des § 3 Abs. 1 Nr. 4 und 5  
a) bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern, die nach den Vorschriften des 

Achten Buches des Sozialgesetzbuches in Vollzeitpflege, in Heimerziehung 
oder in einer sonstigen betreuten Wohnform untergebracht sind, bei 
Vollzeitpflege die Pflegepersonen, im Übrigen der für die Durchführung der 
jeweiligen Maßnahme zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe, 

 
b) im Übrigen die Sorgeberechtigten oder der Sorgeberechtigte, in deren oder 

dessen Haushalt die Schülerin oder der Schüler zuletzt gelebt hat, 
 
4. in den Fällen des § 3 Abs. 2 die Schülerin oder der Schüler. 
 
(2) Der Antrag auf Lernmittelfreiheit muss von den Antragsberechtigten beim 
Schulträger gestellt werden. Der für das jeweilige Bewilligungsjahr einzuhaltende 
Termin wird vom fachlich zuständigen Ministerium bekanntgemacht. Nach diesem 
Zeitpunkt eingegangene Anträge können im Ausnahmefall berücksichtigt werden.  
 
(3) Dem Antrag auf Lernmittelfreiheit sind die zum Nachweis der 
Einkommensverhältnisse erforderlichen Belege (z. B. Einkommensteuerbescheid) 
beizufügen. Der Schulträger kann weitere Nachweise verlangen. Die im Antrag und 
in den Belegen enthaltenen personenbezogenen Daten dürfen nur für Zwecke der 
Gewährung der Lernmittelfreiheit verwendet werden; sie können auch bei der 
Antragsprüfung für die Schülerbeförderung herangezogen werden. 
 
(4) Der Schulträger entscheidet über den Antrag.  
 

§ 5 
Entgeltliche Ausleihe 

 
(1) Wird die Einkommensgrenze nach § 3 überschritten, werden für die in § 2 Abs. 1 
genannten Schülerinnen und Schüler die notwendigen Schulbücher und sie 
ersetzende Druckschriften auf Antrag vom Schulträger leihweise gegen ein Entgelt 
zur Verfügung gestellt. Ausgenommen sind Schulbücher und sie ersetzende 
Druckschriften, die über einen Zeitraum von mehr als drei Schuljahren von einer 
Schülerin oder einem Schüler genutzt werden, sowie Schulbücher ergänzende 
Druckschriften. 
 
(2) Die Teilnahme an der entgeltlichen Ausleihe ist freiwillig und muss für jedes 
Schuljahr neu erklärt werden. Sie ist nur möglich, wenn sie für alle für die jeweilige 
Schülerin oder den jeweiligen Schüler für die Ausleihe vorgesehenen Lernmittel 
insgesamt erfolgt; die Ausleihe einzelner Bücher ist nicht möglich. Eine Teilnahme 
am Ausleihverfahren setzt grundsätzlich voraus, dass ein Antrag durch die nach § 4 
Abs. 1 Antragsberechtigten durch Anmeldung über ein Internetportal fristgerecht 
erfolgt und eine Einzugsermächtigung zur Entrichtung des Entgelts erteilt wird. Nach 
Fristablauf eingegangene Anmeldungen sind nicht mehr zu berücksichtigen, es sei 
denn, der Grund der Verzögerung ist nicht von den Antragstellenden zu vertreten. 
Wer sich nicht rechtzeitig zu dem Ausleihverfahren verbindlich angemeldet hat, ist 
verpflichtet, die Lernmittel selbst auf eigene Kosten zu beschaffen. 
 
(3) Das Entgelt nach Absatz 1 beträgt pro Schuljahr für einjährig verwendete 
Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften ein Drittel und für zwei- oder 
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dreijährig verwendete Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften ein Sechstel 
des aktuellen Ladenpreises. Das Entgelt ist auch bei einem Wechsel der Schule, 
einer Klasse, eines Kurses oder einer Lerngruppe nur einmal zu entrichten; bei einer 
vorzeitigen Rückgabe der Lernmittel erfolgt keine Erstattung des Entgelts. 
 
(4) Die Entgelte werden von den Schulträgern erhoben. Sie werden einschließlich der 
Erlöse aus Schadensersatzforderungen an das Land abgeführt.  
 
(5) Für die Teilnahme an dem Ausleihverfahren werden jährlich in Abhängigkeit von 
dem Termin der Sommerferien von dem fachlich zuständigen Ministerium Fristen 
bekanntgemacht.  
 
 

 
§ 6 

Aufgaben der Schulträger und der Schulen 
 

(1) Die Durchführung der Lernmittelfreiheit und der entgeltlichen Ausleihe obliegt 
dem Schulträger. Die Schulträger und die Schulen arbeiten in allen Fragen der 
Organisation des Ausleihverfahrens eng zusammen und treffen die erforderlichen 
Absprachen. 
 
(2) Die Schule ist verantwortlich für die Weitergabe von Informationen an die 
Antragsberechtigten nach § 4 Abs. 1. Sie wirkt mit bei der Feststellung des Bedarfs 
an zu beschaffenden und auszuleihenden Lernmitteln. 
 
(3) Der Schulträger stellt die Teilnahme an der Lernmittelfreiheit und der entgeltlichen 
Ausleihe unter Nutzung des Internetportals fest und unterstützt die Antragstellenden 
bei Bedarf bei der Anmeldung. 
 
(4) Der Schulträger ist für die Verwaltung der Lernmittel sowie für die Ausgabe und 
Rücknahme, die an der Schule oder an einem anderen vom Schulträger zu 
bestimmenden Ort stattfinden, verantwortlich. Er hat sämtliche für die Ausleihe 
bestimmten Lernmittel als Eigentum zu kennzeichnen und zu inventarisieren. Die 
Ausleihvorgänge sowie Übereignungen von Lernmitteln sind unter Nutzung des 
Internetportals zu dokumentieren. 
 
(5) Der Schulträger ist verpflichtet, dem fachlich zuständigen Ministerium über alle 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Lernmittelfreiheit Auskunft zu erteilen.  
 
 

§ 7 
Beschaffung der Lernmittel und Ausleihverfahren 

 
 
(1) Verbindliche Grundlage für die Beschaffung der Lernmittel im Rahmen des 
Ausleihverfahrens ist der vom fachlich zuständigen Ministerium für die 
Lernmittelfreiheit veröffentlichte Schulbuchkatalog in der jeweils aktuellen Fassung. 
Die Beschaffung von Lernmitteln, die nicht im Schulbuchkatalog aufgeführt sind, 
bedarf der Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums; mit der Zustimmung 
wird der Schulbuchkatalog ergänzt. Bei der Beschaffung ist der Grundsatz der 



 

- 8 von 26 - 

Wirtschaftlichkeit zu berücksichtigen. Beschaffungen im Rahmen der Ausleihe sind 
nur zulässig, wenn die Lernmittel voraussichtlich zur regelmäßigen Verwendung im 
Unterricht des jeweiligen Schuljahres benötigt werden. 
 
(2) Für die Durchführung des Ausleihverfahrens ist von der Schule jährlich eine Liste 
der zu verwendenden Lernmittel zu erstellen. Sie gibt diese Liste in Abstimmung mit 
dem Schulträger spätestens zu einem jährlich in Abhängigkeit von dem Termin der 
Sommerferien festzulegenden Termin bekannt. 
 
(3) Die Beschaffung aller Lernmittel, die im Rahmen der Lernmittelfreiheit nach § 2 
oder im Rahmen der entgeltlichen Ausleihe nach § 5 ausgeliehen oder übereignet 
werden, wird vom Schulträger auf der Grundlage der über das Internetportal 
festgestellten Anmeldungen unter Beachtung von Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten 
organisiert. Die Schule bestellt die Lernmittel im Einvernehmen mit dem Schulträger 
im Rahmen des ihr vom ihm zugewiesenen Budgets. Die Kosten für die beschafften 
Lernmittel trägt das Land. Bei der Beschaffung ist eine Reservebildung für nach 
Schuljahresbeginn erfolgende Anmeldungen von Schülerinnen und Schülern, 
Umstufungen im Verlauf des Schuljahres und vergleichbare nicht zum Zeitpunkt der 
Anmeldung zur Teilnahme am Ausleihverfahren absehbare Fälle vorzusehen. Den 
Umfang der erforderlichen Reservebildung bestimmt die Schule auf der Grundlage 
ihrer Erfahrungswerte. 
 
(4) Eine Ausleihe ist höchstens dreimal zulässig; bei einer vorzeitigen Rückgabe ist 
eine zusätzliche Ausleihe möglich. Nach Abschluss des Ausleihzyklus können die 
Lernmittel kostenlos übereignet werden.  
 
(5) Die ausgeliehenen Lernmittel sind, sofern sie nicht für das folgende Schuljahr 
benötigt werden, am Ende des Schuljahres an den Schulträger zurückzugeben. 
Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler vor Schuljahresende die Schule endgültig, 
sind die ausgeliehenen Lernmittel unverzüglich an den Schulträger zurückzugeben. 
Wechselt eine Schülerin oder ein Schüler in eine Schulform, die nicht nach § 2 Abs. 1 
in die Lernmittelfreiheit einbezogen ist, kann der Schulträger der Schülerin oder dem 
Schüler diese Lernmittel gegen Entrichtung des Restkaufwertes zum Kauf anbieten, 
wenn sie von der Schülerin oder dem Schüler weiter genutzt werden können. Ist die 
Rückgabe wegen Verlust nicht möglich oder das Schulbuch durch Verschulden der 
Schülerin oder des Schülers nicht weiter verwendungsfähig, wird durch den 
Schulträger Schadensersatz entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen geltend 
gemacht. Wird das Entgelt trotz Mahnung nicht gezahlt oder werden Lernmittel nicht 
fristgerecht oder in nicht weiter verwendungsfähigem Zustand zurückgegeben, kann 
die Schülerin oder der Schüler im Wiederholungsfall vom Schulträger im 
Einvernehmen mit der Schule von der weiteren Teilnahme am Ausleihverfahren 
ausgeschlossen werden. 
 
(6) Die Ausleihe eines Schulbuchs schließt auch die Ausleihe der zu dem Buch 
gehörenden Softwareprodukte ein. Entsprechendes gilt auch für zu dem Schulbuch 
gehörende Online-Zugangsdaten. Die zu einem ausgeliehenen Schulbuch 
gehörenden Datenträger sind Teil des Schulbuchs und müssen mit ihm zusammen 
zurückgegeben werden. Die Datenträger dürfen nicht kopiert werden.  
 
 

§ 8 
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Lernmittelfreiheit an öffentlichen Förderschulen und 
beim Berufsvorbereitungsjahr 

 
(1) Den Schülerinnen und Schülern der Förderschulen und des 
Berufsvorbereitungsjahres in Vollzeitform werden alle Lernmittel und aus 
pädagogischen Gründen notwendige sonstige Materialien ausgeliehen. 
 
(2) Über die Bereitstellung der Lernmittel und sonstige Materialien entscheidet die 
Fachkonferenz im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter und dem 
Schulträger. 
 
(3) Lernmittel, die zum dauernden Gebrauch bestimmt sind, sowie Materialien, die 
zum Verbrauch bestimmt sind, können der Schülerin oder dem Schüler auch 
unentgeltlich übereignet werden. Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der 
Schulleiter. 
 
(4) Mit der Aushändigung der Lernmittel und der sonstigen Materialien ist der 
Anspruch auf Lernmittelfreiheit erfüllt; bei Verlust besteht kein Anspruch auf Ersatz. 
Ausgeliehene Lernmittel und sonstige Materialien sind, soweit sie nicht 
bestimmungsgemäß mehrere Schuljahre verwendet werden, am Ende des 
Schuljahres zurückzugeben. Ist die Rückgabe oder die weitere Verwendung durch 
Verschulden der Schülerin oder des Schülers nicht möglich, kann Schadensersatz 
verlangt werden oder die Schülerin oder der Schüler von der Ausleihe ganz oder 
teilweise ausgeschlossen werden. 
 
(5) Die Ausleihe oder Übereignung der Lernmittel und sonstigen Materialien erfolgt 
durch die Schule. 
 
(6) Für die Beschaffung neuer Lernmittel und sonstiger Materialien gelten die in der 
Anlage festgesetzten Höchstbeträge je Schülerin oder Schüler und Schuljahr. 
 

§ 9  
Mehrbelastungsausgleich für die kommunalen Schulträger 

 
Über die in § 7 Abs. 3 Satz 3 vom Land zu übernehmenden Kosten für die 
beschafften Lernmittel hinaus werden die durch diese Verordnung verursachten 
Mehrbelastungen für die kommunalen Schulträger hinsichtlich des erhöhten 
Verwaltungsaufwands wie folgt ausgeglichen: 
Für jede teilnehmende Schülerin und jeden teilnehmenden Schüler erstattet das 
Land den kommunalen Schulträgern beginnend im ersten Schuljahr der Anwendung 
dieser Verordnung gemäß § 12 die Kosten für erhöhten Verwaltungsaufwand 
pauschal in Höhe von 9 EUR, in den beiden Folgejahren je 7,50 EUR. Dieser Zyklus 
wiederholt sich jeweils alle drei Jahre. Unberührt bleiben Änderungen ab dem 
Schuljahr 2012/2013, die sich aus einer zwischen dem Land und den kommunalen 
Spitzenverbänden vereinbarten Überprüfung ergeben. 
 
 

§ 10 
Lernmittelfreiheit an den Schulen in freier Trägerschaft 
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Für die staatlich anerkannten Ersatzschulen in freier Trägerschaft, die Zuweisungen 
nach § 70 Abs. 6 des Schulgesetzes beanspruchen, gelten die Bestimmungen dieser 
Verordnung entsprechend. Für staatlich anerkannte Hauptschulen und Realschulen 
in freier Trägerschaft gelten, soweit nichts Anderes bestimmt ist, die Regelungen für 
die Realschulen plus. 
 

 
§ 11 

Übergangsbestimmungen 
 

(1) Für Schülerinnen und Schüler der noch bestehenden Hauptschulen und 
Realschulen gilt diese Verordnung entsprechend. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II der Gymnasien, der Integrierten 
Gesamtschulen, der beruflichen Gymnasien, der Berufsfachschulen I und II sowie 
des ersten Jahres der dreijährigen Berufsfachschulen erhalten im Schuljahr 2010/ 
2011 Lernmittelgutscheine nach Maßgabe der Landesverordnung über die 
Lernmittelfreiheit vom 14. März 1994 (GVBl. S. 225) in der zuletzt durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 8. April 2009 (GVBl. S. 171) geänderten Fassung. Entsprechendes 
gilt für die Schülerinnen und Schüler der Grundschulen für die Schuljahre 2010/2011 
und 2011/2012. 
 
(3) Soweit Lernmittel von den Schülerinnen und Schülern bereits angeschafft 
wurden, werden diese im Rahmen der Lernmittelfreiheit oder der entgeltlichen 
Ausleihe nicht zur Verfügung gestellt.  
 

§ 12* 
Inkrafttreten 

 
(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. Sie ist für 
Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 5 bis 10 der Realschulen plus, 
Gymnasien und Integrierten Gesamtschulen erstmalig im Schuljahr 2010/2011, für 
Schülerinnen und Schüler der höheren Jahrgangsstufen der Gymnasien, der 
Integrierten Gesamtschulen, der beruflichen Gymnasien, der Fachoberschulen, der 
Berufsfachschulen I oder II, der dreijährigen Berufsfachschulen, der höheren 
Berufsfachschulen oder der Berufsoberschulen I oder II erstmalig im Schuljahr 
2011/2012 und für Schülerinnen und Schüler der Grundschulen erstmalig im 
Schuljahr 2012/2013 anzuwenden. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit vom 14. März 
1994, zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. April 2009 (GVBl. S. 
171), BS 223-1-10, außer Kraft. 
 
(3) § 11 bleibt unberührt. 
 
 
Mainz, den         
 
 
 
Die Ministerin für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur 
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Anlage  
(zu § 8 Abs. 6) 
 
Schulform 
 
Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen 57,- EUR 
Schule mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung 32,- EUR 
Schule mit dem Förderschwerpunkt motorische Entwicklung 44,- EUR 
Schule mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung 44,- EUR 
Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache 44,- EUR 
Schule für gehörlose Schülerinnen und Schüler 57,- EUR 
Schule für hörbehinderte Schülerinnen und Schüler 57,- EUR 
Förderzentrum 57,- EUR 
Berufsvorbereitungsjahr 50,- EUR. 
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Begründung 
 
A. Allgemeines 
 
Der vorliegende Verordnungsentwurf ersetzt die bisherige Landesverordnung über 
die Lernmittelfreiheit vom 14. März 1994, zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 8. April 2009 (GVBl. S. 171), BS 223-1-10. Der Neuerlass ist 
notwendig, weil durch die Weiterentwicklung der Lernmittelfreiheit durch das Zweite 
Landesgesetz zur Änderung des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 
418) viele neue Tatbestände in der Verordnung neu zu regeln sind.  
 
Künftig ist die Lernmittelfreiheit folgendermaßen ausgestaltet: 
 

1. Bis zu einer bestimmten Einkommensgrenze werden alle Schulbücher und sie 
ersetzenden Druckschriften einschließlich Atlanten sowie die notwendigen 
Schulbücher ergänzenden Druckschriften kostenlos an Grundschulen, 
Realschulen plus, Gymnasien, Integrierten Gesamtschulen, Fachoberschulen, 
Berufsfachschulen, dreijährigen Berufsfachschulen, höheren Berufsfachschulen 
sowie Berufsoberschulen zur Verfügung gestellt. Dies betrifft im Wesentlichen 
den Personenkreis, der bisher Anspruch auf einen Lernmittelgutschein hatte. 
Die bisherigen Lernmittelgutscheine werden damit obsolet. Bestimmungen über 
diese Form der Lernmittelfreiheit finden sich in §§ 2 bis 4.  

 
2. Unabhängig vom Einkommen wird darüber hinaus für alle anderen Schülerinnen 

und Schüler der in die Lernmittelfreiheit einbezogenen Schularten und 
Schulformen künftig schrittweise die Möglichkeit eröffnet, Schulbücher und sie 
ersetzende Druckschriften gegen ein vom Schulträger zu erhebendes Entgelt, 
das pro Schuljahr nicht über einem Drittel des Ladenpreises liegt, auszuleihen. 
Ausgenommen hiervon sind Bücher, die über einen Zeitraum von mehr als drei 
Schuljahren genutzt werden (z. B. Atlanten) sowie ergänzende Druckschriften. 

 
3. Beide Verfahren werden von den Schulträgern durchgeführt, denen die 

Durchführung der Lernmittelfreiheit als Pflichtaufgabe der kommunalen 
Selbstverwaltung obliegt. Sie sollen ab dem Schuljahr 2010/2011 für die 
Klassenstufen 5 bis 10 in den allgemeinbildenden Schulen, ab dem Schuljahr 
2011/2012 für die Sekundarstufe II (Jahrgangsstufen 11 bis 13 der 
allgemeinbildenden Schulen sowie für die in die Lernmittelfreiheit einbezogenen 
Schulformen der berufsbildenden Schulen) und ab dem Schuljahr 2012/2013 für 
die Grundschulen gelten. Bestimmungen über die entgeltliche Ausleihe finden 
sich in §§ 4 bis 6. 

 
4. Für die Schülerinnen und Schüler der Förderschulen und des 

Berufsvorbereitungsjahrs bleibt es bei der schon bisher praktizierten 
einkommensunabhängigen Ausleihe innerhalb bestimmter in der 
Landesverordnung festgesetzter Höchstgrenzen, die mit dieser Verordnung um 
ca.10 v. H. erhöht werden. Geregelt ist dies in § 8. 

 
Des Weiteren enthält die Verordnung Bestimmungen über die Aufgaben der 
Schulträger und der Schulen (§ 6), die Beschaffung der Lernmittel und das 
Ausleihverfahren (§7) sowie in § 9 über den Mehrbelastungsausgleich für die 
kommunalen Schulträger. 
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Finanzielle Auswirkungen und Konnexitätsprüfung 
 
Die finanziellen Auswirkungen der Weiterentwicklung der Lernmittelfreiheit wurden 
schon im Gesetzentwurf des Zweiten Landesgesetzes zur Änderung des 
Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 418) dargestellt.  
 
Die Einführung des entgeltlichen Ausleihsystems ist eine neue Aufgabe für die 
kommunalen Schulträger im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 des 
Konnexitätsausführungsgesetzes, die mit Kosten für diese verbunden ist. Die im 
Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf stattgefundenen Konnexitätsverhandlungen 
mit den Kommunalen Spitzenverbänden hatte folgendes Ergebnis (Wortlaut der 
Vereinbarung): 

I. Der vorliegende Gesetzentwurf sieht die Einführung eines entgeltlichen 
Ausleihsystems für Schulbücher und die Weiterentwicklung des bisherigen 
Systems der Lernmittelgutscheine zur unentgeltlichen Ausleihe vor. Beides führt 
zu neuen Aufgaben und stellt neue Anforderungen an bestehende Aufgaben der 
kommunalen und privaten Schulträger. Die Höhe der hierdurch entstehenden 
Mehrbelastung der Kommunen in Rheinland-Pfalz ist nach dem Kon-
nexitätsprinzip zu quantifizieren und, wenn der Gesetzentwurf verabschiedet wird, 
durch den Verursacher, das Land, auszugleichen. 

Die nachfolgenden Punkte stehen unter dem Vorbehalt, dass der Landtag 
Rheinland-Pfalz den vorliegenden Gesetzentwurf beschließt. 

II. Sollte der Gesetzentwurf in der vorliegenden Form verabschiedet werden, ist das 
beabsichtigte Ausleihsystem in einer Landesverordnung gemäß § 70 Abs. 5 
SchulG-E zu konkretisieren. Die Ausgestaltung und damit die Kostenwirkungen 
im Einzelnen sind abhängig von der Ausgestaltung dieser Rechtsverordnung. 
Das Verfahren soll möglichst einfach und unbürokratisch für Eltern, Schulen und 
Schulträger umzusetzen sein, wobei die Schulen nicht mit vermeidbarem 
Verwaltungsaufwand belastet werden sollen.  
Dementsprechend wäre bei der Umsetzung des Ausleihsystems  

− nach der Feststellung des Bedarfs an Schulbüchern für die einzelnen 
Klassenstufen durch die Schulen 

der jeweilige Schulträger verantwortlich für 
− die Feststellung der Teilnahme von Schülern und Eltern am Ausleihsystem 

zu einem zu bestimmenden Termin (Schließung des Portals für Eltern),  
− falls erforderlich die Hilfestellung für Eltern, um die Anmeldung und 

Bestellung im Ausleihsystem über das Internet durchführen können, 
− die Abwicklung der Bezahlung der Ausleihentgelte,  
− die Prüfung und Entscheidung über Anträge auf Befreiung vom Aus-

leihentgelt nach dem bereits für die Lernmittelgutscheine bestehenden 
Verfahren,  

− die Beschaffung und Verwaltung der Bücher sowie  
− deren Ausleihe oder Übereignung an Eltern. 

Seitens des Landes ist bei Einführung des Ausleihsystems geplant, eine 
Internetplattform bereitzustellen, mittels derer  
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− Eltern sich online für das Ausleihsystem verbindlich anmelden und eine 
Abbuchungsermächtigung für die Ausleihentgelte erteilen,  

− Schulen die Schülerinnen und Schüler und die notwendigen Schulbücher je 
Klassenstufe und Lerngruppe feststellen und  

− Schulträgern ein Schulbuchmanagement einschließlich der Verteilung von 
Büchern auf Schulen und der Ausleihe an die einzelnen Schülerinnen und 
Schüler sowie die Abwicklung der Bezahlung der Ausleihentgelte ermöglicht 
wird.  

Der derzeitige Stand der Umsetzungsüberlegungen ist in einem entsprechenden 
Ablaufdiagramm in der Anlage zu diesem Papier dargestellt. 

III. Landesregierung und Kommunale Spitzenverbände sind der Auffassung, dass bei 
Umsetzung der folgenden Eckpunkte in die zu erlassende Rechtsverordnung 
kommunale Mehrbelastungen für die Verwaltung des geplanten Ausleihsystems 
ausgeglichen werden:  

1. Den Schulträgern entstehen für die Durchführung des Ausleihsystems nach 
§ 70 SchulG-E zusätzliche Sach- und Personalausgaben. Diese fallen an für 
folgende in die Verantwortung des Schulträgers gelegte Abläufe:  

− den Bestellvorgang und die Auftragsvergabe auf Grundlage von 
Schulbuchkatalog und Elternanmeldungen im einzurichtenden Internet-
Portal,  

− das Schulbuchmanagement einschließlich Lagerung, Inventarisierung 
und Transport der Lernmittel für das Ausleihsystem, 

− den Ausleihvorgang, d.h. Ausgabe, Rücknahme und Kontrolle der Bücher 
und Lernmittel,  

− den Einzug der von den Eltern zu entrichtenden Ausleihgebühren, 
− der Geltendmachung evtl. Schadensersatzforderungen sowie 
− die Beantragung und Abrechnung der Landesmittel und den Transfer der 

anfallenden Entleiheinnahmen an das Land. 

2. Der hierfür entstehende Sach- und Personalaufwand ist abhängig von der 
konkreten Ausgestaltung der Rechtsverordnung und den darauf 
aufbauenden Ablaufvorgaben des Landes einerseits und den vom 
Schulträger gewählten Umsetzungsformen andererseits. Eine ex-ante 
Quantifizierung des entstehenden Mehraufwands ist deshalb mit hoher 
Unsicherheit behaftet. Für den Mehrbelastungsausgleich wird eine 
pauschale Erstattung, die sich an den Erfahrungen des Einführungsjahres 
des saarländischen Ausleihsystems orientiert, in Verbindung mit einer 
Revision vereinbart. 

3. Als verlässliche Finanzierung für die ersten drei Jahre des Systems wird 
eine Verwaltungskostenpauschale je teilnehmender Schülerin und 
teilnehmendem Schüler vereinbart. Diese beträgt 9,00 Euro im 
Einführungsschuljahr und 7,50 Euro je teilnehmender Schülerin oder 
teilnehmendem Schüler in den beiden folgenden Schuljahren. Im Interesse 
einer einfachen Abwicklung wird das Land diese Pauschale ohne weitere 
Nachweise in zwei Raten (nach Festlegung des Bestellumfangs und nach 
Feststellung der endgültigen Teilnehmerzahl nach Schuljahresbeginn) an die 
Schulträger auszahlen. 
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4. Der obige Drei-Jahres-Zyklus gilt, sofern nicht vorher eine Revision der 
Pauschalen erfolgt, für jede der in der Gesetzesbegründung vorgesehenen 
Einführungsstufen des Ausleihsystems (Schuljahr 2010/2011: Klassenstufen 
5 bis 10 in allgemeinbildenden Schulen, ab Schuljahr 2011/2012: 
Sekundarstufe II - Jahrgangsstufen 11 bis 13 der allgemeinbildenden 
Schulen sowie in die Lernmittelfreiheit einbezogene Formen der 
berufsbildenden Schulen - und ab Schuljahr 2012/2013: Grundschulen). 

5. Zur Gewinnung einer verlässlichen Informationsbasis werden in den ersten 
drei Schuljahren des Ausleihsystems begleitende Kostenanalysen 
durchgeführt. Hierzu vereinbaren Land und Kommunale Spitzenverbände, 
gemeinsam mit einem unabhängigen Dritten eine Kostenanalyse auf 
Stichprobenbasis durchzuführen. 

6. Sollte sich nach Auswertung der Verwaltungskosten des zweiten Jahres 
herausstellen, dass die Verwaltungskostenpauschale unangemessen ist, 
erfolgt eine Anpassung mit Wirkung ab dem Schuljahr 2012/2013. So soll 
sichergestellt werden, dass die Pauschalen an die tatsächlichen Kosten bei 
wirtschaftlicher Aufgabenwahrnehmung angepasst werden. 

7. Kommunale Mehrbelastung und Verwaltungskostenerstattung nach den 
vereinbarten Pauschalen belaufen sich in den kommenden fünf Jahren 
voraussichtlich auf die in der Tabelle dargestellten Werte.  

 
 

Schuljahr 2010/11 2011/12 2012/13 2013/14 2014/15 
Zahl Schülerinnen/ 
Schüler  
(Stand Schuljahr 
2008/09) 

227.300 298.300 452.700 452.700 452.700 

davon Stufe 1 
(Sek. I) 

227.300 227.300 227.300 227.300 227.300 

 Stufe 2 
(Sek. II) 

 71.000 71.000 71.000 71.000 

 Stufe 3 
(GS) 

  154.500 154.500 154.500 

Verwaltungs-
kosten (in Euro) 

2.000.000 2.300.000 3.600.000 3.700.000 3.500.000 

 

IV. Es besteht ferner Einigkeit, dass bei entsprechender Ausgestaltung der 
Landesverordnung die Einführung des Ausleihsystems keine Mehrbelastungen 
bei den kommunalen Schulträgern auslöst, die über die unter III. beschriebenen 
Verwaltungskosten hinausgehen. 

1. Schulbuchausgaben fallen für die kommunalen Schulträger nicht an.  
1.1 Die Landesregierung wird sicherstellen, dass die Ausgaben der kommunalen 

Schulträger für die erforderliche Anschaffung von Schulbüchern, 
einschließlich sie ersetzender oder ergänzender Druckschriften, im Rahmen 
des entgeltlichen und unentgeltlichen Ausleihsystems in voller Höhe (nach 
Abzug der Rabatte) vom Land getragen werden. 
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1.2  Dies betrifft nicht nur die Erstanschaffungen im Jahr der Einführung, sondern 
auch die in den Folgejahren erforderlichen Ergänzungen und Erneuerungen 
des Schulbuchbestands. 

1.3  Das Land wird die haushaltsrechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen, um 
durch rasche Mittelauszahlung Vorfinanzierungskosten der kommunalen 
Schulträger zu verhindern. 

1.4  Einnahmen aus der Entleihe sind nach § 70 Abs. 5 Satz 4 SchulG-E an das 
Land abzuführen. 

2. Die Kosten der Infrastruktur für die Schulbuchausleihe beim Schulträger 
werden vom Land über Zuschüsse und Sachleistungen finanziert.  

2.1 Das für die Abwicklung des Ausleihsystems erforderliche Internet-Portal wird 
das Land auf eigene Kosten entwickeln, den kommunalen Schulträgern 
(sowie Schulen, Eltern und Schulverwaltung) kostenfrei zur Nutzung zur 
Verfügung stellen und Schulungsmöglichkeiten für das Personal der 
Schulträger anbieten. Bei der Entwicklung und Weiterentwicklung wird das 
Land das Interesse der Schulträger an einfachen Verwaltungsabläufen 
berücksichtigen. 

2.2 Zur Finanzierung der beim Schulträger für die Abwicklung der Ausleihe 
erforderlichen Hardware stellt das Land den Schulträgern für jede Schule 
einen Betrag von bis zu 1.500 Euro zur Verfügung. Diese Zuschüsse sind 
zweckgebunden zu verwenden für die Beschaffung von Rechnern, Barcode-
Scannern und Barcode-Druckern nach den vom Land zu definierenden 
Spezifikationen. 

3. Die Umstellung von Lernmittelgutscheinen auf ein System der 
unentgeltlichen Ausleihe nach § 70 Abs. 3 Satz 3 SchulG-E ist für die 
Schulträger nicht mit Mehrbelastungen verbunden, da die Ausleihe über die 
Verwaltungskostenpauschale nach Ziffer 3 refinanziert wird und die 
erforderliche Einkommensprüfung bereits jetzt erfolgt. 

V. Der Mehrbelastungsausgleich gemäß dieser Vereinbarung soll wie im Entwurf für 
§ 70 Abs. 5 SchulG vorgesehen, in der Rechtsverordnung zur Ausführung 
geregelt werden.“ 

 
Der Mehrbelastungsausgleich findet sich in § 9 des Verordnungsentwurfs. Die freien 
Schulträger erhalten für staatlich anerkannte Ersatzschulen entsprechende 
Zahlungen, wenn sie Zuweisungen nach § 70 Abs. 6 SchulG beantragen (§ 10 des 
Verordnungsentwurfs). 
 
Weitere Kosten durch die Verordnung entstehen durch die Anhebung der 
Höchstgrenzen in der Anlage zu § 8 Abs. 6, die für die unentgeltliche Ausleihe für 
Schülerinnen und Schüler an Förderschulen und im Berufsvorbereitungsjahr gelten. 
Die Mehrkosten betragen rund 100.000 EUR.  
 
Gesetzesfolgenabschätzung 
 
Eine retrospektive Folgenabschätzung dieser Rechtsverordnung erfolgt nach Ablauf 
des ersten Ausleihzyklus von 3 Jahren im Schuljahr 2013/2014. 
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Gender- Mainstreaming 
 
Von dem Gesetzesentwurf sind beide Geschlechter gleichermaßen betroffen, sodass 
keine unterschiedlichen Auswirkungen auf die spezifische Lebenssituation von 
Frauen und Männern zu erwarten sind. 
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B. Zu den einzelnen Bestimmungen 
 
 
Zu § 1 
 
§ 1 beschreibt den Gegenstand der Lernmittelfreiheit und der entgeltlichen Ausleihe 
und definiert die verwendeten Begriffe. 
 
Der Begriff „Lernmittel“ umfasst sämtliche Medien, die für Unterrichtszwecke von 
Schülerinnen und Schülern gebraucht werden. Er bedarf daher der Präzisierung. Die 
Begrenzung der Lernmittelfreiheit auf Schulbücher und sie ersetzende Druckschriften 
sowie Schulbücher ergänzende Druckschriften wird der Tatsache gerecht, dass für 
Unterrichtszwecke konzipierte Druckschriften als Leitmedium im Unterricht dienen, 
regelmäßig von der Mehrzahl der Schülerinnen und Schüler verwendet werden und 
ihre Beschaffung für die Sorgeberechtigten einen wesentlichen Kostenfaktor im 
Zusammenhang mit dem Schulbesuch darstellt. 
 
Die Regelung stellt klar, dass Lernmittel, die wahlweise neben einem Schulbuch 
eingesetzt werden und zum Beispiel nur für einen kurzen Zeitraum im Schuljahr oder 
Kurshalbjahr die Unterrichtsinhalte bestimmen, von der Lernmittelfreiheit und der 
entgeltlichen Ausleihe von Lernmitteln nicht erfasst sind. Dies ist insbesondere der 
Fall bei Lektüren und Ganzschriften, Partituren sowie Sammlungen von Gedichten 
und Prosa.  
 
Ergänzende Druckschriften sind in der Regel auf ein Schulbuch bezogene 
zusätzliche Arbeits- und Übungsmaterialien. Sie eignen sich nicht für eine Ausleihe, 
wenn in ihnen entsprechend ihrer Bestimmung Eintragungen durch Schülerinnen und 
Schüler vorgesehen sind, werden aber unter den in § 2 Abs. 1 genannten 
Bedingungen als notwendige Lernmittel auf Antrag kostenlos zur Verfügung gestellt. 
 
Zu den ergänzenden Druckschriften zählen auch Lernmittel wie grammatische 
Beihefte, Bibeln sowie Liederbücher für den evangelischen und katholischen 
Religionsunterricht, soweit sie von den Schülerinnen und Schülern regelmäßig zu 
verwenden sind. 
 
Der Schulbuchkatalog ist bislang die Grundlage für die Entscheidung der Schulen 
über die Einführung genehmigungspflichtiger Schulbücher. Mit der Weiterentwicklung 
der Lernmittelfreiheit und der Einführung einer entgeltlichen Ausleihe von Lernmitteln 
wird es erforderlich, im Schulbuchkatalog zusätzlich auch diejenigen Lernmittel zu 
verzeichnen, die keiner Prüfung und Genehmigung durch das fachlich zuständige 
Ministerium bedürfen. Der erweiterte und damit auf die Lernmittelfreiheit 
zugeschnittene Schulbuchkatalog ist zugleich eine der Grundlagen für die 
datenbankgesteuerte Durchführung der Beschaffung und Verwaltung der 
Lernmittelbestände. In der Übergangszeit bis zur Einbeziehung aller vorgesehenen 
Schularten und Schulformen in die Lernmittelfreiheit wird es den herkömmlichen 
Schulbuchkatalog und den für die Lernmittelfreiheit erweiterten Schulbuchkatalog 
geben, aus dem die Schulen die entsprechenden Schulbücher, die im Rahmen der 
Lernmittelfreiheit und des entgeltlichen Ausleihverfahrens ausgeliehen werden 
auswählen können. 
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Zu § 2 
 
§ 2 legt den Personenkreis fest, der Anspruch auf Ausleihe von Lernmitteln hat, 
wenn eine in § 3 festgelegte Einkommensgrenze unterschritten wird.  
Ferner wird hier die Form festgelegt, in der Lernmittelfreiheit gewährt wird. 
 
Absatz 1 bestimmt die in die Lernmittelfreiheit einbezogenen Schularten und 
Schulformen. Über die schon bisher einbezogenen öffentlichen Grundschulen, 
Realschulen plus, Gymnasien, Integrierten Gesamtschulen, beruflichen Gymnasien, 
Berufsfachschulen I und II sowie die dreijährigen Berufsfachschulen hinaus sind die 
Fachoberschulen, höheren Berufsfachschulen und die Berufsoberschulen I und II 
neu einbezogen worden. 
 
Wie bisher gelten die Bestimmungen des Absatzes 1 entsprechend für Schülerinnen 
und Schüler, die Versuchsschulen besuchen oder an Schulversuchen teilnehmen 
(Absatz 2). 
 
Nach Absatz 3 erfolgt die Lernmittelfreiheit grundsätzlich im Wege der Ausleihe. 
Ausgeliehene Bücher müssen demnach auch grundsätzlich zurückgegeben werden. 
Da bei Lernmitteln, die über einen Zeitraum von drei oder mehr Schuljahren von 
einer Schülerin oder einem Schüler genutzt werden (z. B. Atlanten), wahrscheinlich 
ist, dass der Zustand der Lernmittel nach einem so langen Gebrauch eine weitere 
Nutzung durch die Schülerinnen und Schüler nicht erlaubt, sieht Satz 2 vor, dass in 
diesen Fällen auf eine Rückgabe verzichtet werden kann. Schulträger und Schulen 
müssen diesen Verzicht einvernehmlich entscheiden. Werden diese Lernmittel 
wegen eines möglichen Wechsels der Schule, einer Klasse, eines Kurses oder einer 
Lerngruppe vorzeitig zurückgegeben, ist eine erneute Ausleihe nicht nur sinnvoll, 
sondern auch möglich.  
 
Lernmittel, in die bei bestimmungsgemäßem Gebrauch Eintragungen durch die 
Schülerinnen und Schüler vorzunehmen sind, dies sind insbesondere Arbeits- und 
Übungshefte, werden übereignet, da diese nicht erneut ausgeliehen werden könnten.  
 
 
Zu § 3 
 
§ 3 legt die in § 2 in Bezug genommenen Einkommensgrenzen fest, bis zu deren 
Erreichen ein Anspruch auf kostenlose Ausleihe gegeben ist. Inhaltlich entspricht die 
Bestimmung § 2 der bisherigen Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit vom 
14. März 1994, zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. April 2009 
(GVBl. S. 171), BS 223-1-10. Faktisch erhalten damit alle diejenigen, die nach den 
bisherigen Bestimmungen einen Anspruch auf einen Lernmittelgutschein gehabt 
hätten, die Lernmittel kostenlos ausgeliehen. 
 
 
Zu § 4 
 
§ 4 regelt, wer berechtigt ist, einen Antrag auf die kostenlose Ausleihe von 
Lernmitteln zu stellen. Die Regelungen entsprechen weitgehend den Regelungen 
des § 4 der bisherigen Landesverordnung. 
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Zu § 5 
 
In § 5 werden Regelungen für die entgeltliche Ausleihe getroffen.  
 
Von der entgeltlichen Ausleihe sind nach Absatz 1 alle Lernmittel erfasst, die über 
einen Zeitraum von bis zu drei Schuljahren von einer Schülerin oder einem Schüler 
genutzt werden. Lernmittel, die über einen Zeitraum von mehr als drei Schuljahren 
von einer Schülerin oder einem Schüler genutzt werden, sind von der entgeltlichen 
Ausleihe ausgenommen, weil ein Verwendungszeitraum von mehr als sechs Jahren 
nicht mit der gewünschten Aktualität der Schulbuchinhalte zu vereinbaren ist und der 
Zustand der Druckschriften ihre Weitergabe an andere Schülerinnen oder Schüler 
nicht erlaubt. Von der entgeltlichen Ausleihe ausgenommen sind daher zum Beispiel 
Lernmittel wie Atlanten, Wörterbücher, Nachschlagewerke, Formelsammlungen, 
Liederbücher, Bibeln, Gebet- und Gesangbücher, die einer Schülerin oder einem 
Schüler für die Dauer des Schulbesuchs zur Verfügung stehen sollen. Ergänzende 
Druckschriften eignen sich ferner nicht für eine Ausleihe, wenn in ihnen entsprechend 
ihrer Bestimmung Eintragungen durch Schülerinnen und Schüler vorgesehen sind. 
Diese Lernmittel müssen daher von den Sorgeberechtigten selbst auf eigene Kosten 
beschafft werden, soweit sie nicht einen Anspruch auf Lernmittelfreiheit gemäß § 2 
haben. 
 
Absatz 2 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen eine Teilnahme an der 
entgeltlichen Ausleihe erfolgen kann. 
 
Die Teilnahme an der entgeltlichen Ausleihe ist freiwillig und muss für jedes 
Schuljahr neu erklärt werden. Ist sie einmal abgegeben, ist sie für das betreffende 
Schuljahr verbindlich. 
 
Am entgeltlichen Ausleihsystem Teilnehmende müssen alle jeweils für die jeweilige 
Schülerin oder den jeweiligen Schüler vorgesehenen Lernmittel ausleihen. Eine 
Beschränkung auf einzelne Bücher ist nicht zulässig; ebenso wenig der Ausschluss 
einzelner Bücher. Diese so genannte Paketlösung ist aus logistischen Gründen 
zweckmäßig und dient der Vereinfachung des Ausleihverfahrens.  

Die Anmeldung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Ausleihe muss 
grundsätzlich bis zu einem bestimmten Termin über ein Internetportal erfolgen. Die 
Unterstützung durch ein Internetportal dient der Verringerung des 
Verwaltungsaufwands und stellt sicher, dass die bei der Durchführung der 
Lernmittelfreiheit anfallenden Daten ohne Redundanzen in einem Datenbanksystem 
konsistent gepflegt werden können. Die Anmeldung zum Ausleihsystem über ein 
Internetportal ist angesichts der Zahl der Internetanschlüsse in privaten Haushalten 
(73% im Jahre 2009) für den überwiegenden Teil der potentiellen Antragstellenden 
möglich und im Vergleich mit dem sonst notwendigen Aufwand für die Beschaffung 
von Lernmitteln auch vorteilhaft. Antragstellende, die Unterstützung bei der 
Anmeldung benötigen, weil sie beispielsweise nicht über einen Internetzugang 
verfügen, können sich an eine vom Schulträger zu benennende Stelle wenden; dies 
kann eine Dienststelle des Schulträgers oder das Schulsekretariat sein (vgl. auch § 6 
Abs.3). 

Für die Anmeldung erhalten die Sorgeberechtigten zur Legitimation für jede 
Schülerin und jeden Schüler einen individuellen Zugangscode, der aus den an der 
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Schule vorhandenen Daten der Schülerinnen und Schüler generiert wird und 
einmalig ist. 

Mit der Anmeldung zur entgeltlichen Ausleihe wird die Erteilung einer 
Einzugsermächtigung verlangt, um das Inkasso des zu zahlenden Entgelts mit 
möglichst geringem Verwaltungsaufwand abzuwickeln. 
 
Anmeldungen, die nicht fristgerecht erfolgen, können für das laufende Verfahren 
grundsätzlich nicht mehr berücksichtigt werden, es sei denn, dass der Grund für die 
Verzögerung nicht zu vertreten ist. Großzügigere Handhabungen würden die 
ordnungsgemäße Durchführung des Verfahrens gefährden und sind deshalb nicht 
opportun. Alle, die keinen fristgerechten Antrag gestellt haben, müssen die Lernmittel 
auf eigene Kosten beschaffen. 
 
Das Entgelt beträgt nach Absatz 3 – insoweit als lex specialis zum 
Gebührenverzeichnis – für einjährig verwendete Schulbücher und sie ersetzende 
Druckschriften ein Drittel des Ladenpreises, bei zweijährig oder dreijährig 
verwendeten Schulbüchern und sie ersetzender Druckschriften ein Sechstel des 
Ladenpreises. Besonderer kommunaler Gebührenverzeichnisse bedarf es daher 
nicht mehr. 
 
Die Höhe des festgelegten Entgelts ist so gewählt, dass nach Ablauf des Leihzyklus 
die für die Ersatzbeschaffung erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen.  Der 
Verzicht auf eine nochmalige Entrichtung des Entgelts bei einem Wechsel der 
Schule, einer Klasse, eines Kurses oder einer Lerngruppe dient ebenso wie der 
Verzicht auf die Erstattung des Entgelts bei einer vorzeitigen Rückgabe der 
Lernmittel der Verringerung des Verwaltungsaufwands. 
 
Den Schulen und den Schulträgern entstehen bei der Beschaffung der Lernmittel 
keine Kosten. Diese übernimmt das Land. Dementsprechend sind alle Entgelte und 
Erlöse an das Land abzuführen (Absatz 4). 
 
Absatz 5 bestimmt, dass die Anmeldetermine jedes Jahr vom fachlich zuständigen 
Ministerium in Abhängigkeit von den Sommerferien festgelegt werden. Die Regelung 
berücksichtigt, dass die Sommerferientermine variabel sind, und stellt sicher, dass für 
die im Rahmen der Lernmittelfreiheit und der Schulbuchausleihe zu erledigenden 
Arbeitsschritte ausreichend lange Zeiträume zur Verfügung stehen. 
 
 
Zu § 6 
 
§ 6 beschreibt die Aufgabenverteilung zwischen Schulträgern und Schulen bei der 
Durchführung der Lernmittelfreiheit. 
 
Die Durchführung der Lernmittelfreiheit ist Pflichtaufgabe der kommunalen 
Selbstverwaltung und obliegt damit verantwortlich dem Schulträger. Da sie aber der 
engen Zusammenarbeit zwischen Schulen und Schulträgern bedarf, spricht Absatz 1 
Satz 2 eine entsprechende Verpflichtung aus.  
 
Die Schulen müssen nach Absatz 2 dafür sorgen, dass die Antragsberechtigten die 
erforderlichen Informationen über die Teilnahme an der Lernmittelfreiheit bekommen. 
Sie müssen auch bei der Feststellung des Bedarfs an zu beschaffenden und 
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auszuleihenden Lernmitteln mitwirken. Dies setzt voraus, dass die betroffenen 
Schülerinnen und Schüler bekannt sind und die Auswahl der Lernmittel feststeht. 
Schulen erstellen hierfür rechtzeitig die erforderlichen Schulbuchlisten. Der 
Schulträger hat gemeinsam mit der Schule zu prüfen, ob gegebenenfalls noch; 
Lernmittel im Bestand verfügbar sind, da nur die erforderlichen Lernmittel zu 
bestellen sind. 

Absatz 3 verpflichtet die Schulträger, die Teilnahme an der Lernmittelfreiheit 
(kostenlose Ausleihe) und der entgeltlichen Ausleihe unter Nutzung des 
Internetportals festzustellen. Für die Schülerinnen und Schüler, für die ein Antrag auf 
Lernmittelfreiheit nach § 2 gestellt wird, wird die Teilnahme von den Schulträgern in 
das Internetportal eingepflegt.  

Für die Verwaltung der Lernmittelbestände sowie für die Ausleihe und Rücknahme ist 
nach Absatz 4 der Schulträger zuständig. Er sorgt für die Inventarisierung  der 
Lernmittel nach ihrer Beschaffung und stellt das hierfür notwendige Personal zur 
Verfügung. Gleiches gilt für die Ausleihe. Der Schulträger legt fest, an welchem Ort 
die Inventarisierung erfolgt und stellt die hierfür erforderlichen Räumlichkeiten zur 
Verfügung. Er legt im Benehmen mit der Schule fest, an welchem Ort die Ausleihe 
erfolgt und stellt das für die Ausleihe notwendige Personal zur Verfügung. Die 
Inventarisierung schließt die Kennzeichnung jedes einzelnen Buches als Eigentum 
des Schulträgers ein. Bei der Aushändigung an eine Schülerin oder einen Schüler im 
Rahmen der Ausleihe und ebenso im Fall der Übereignung ist der Vorgang in 
geeigneter Weise zu dokumentieren; der Schulträger nutzt hierbei das Internetportal 
und bedient sich der vom Land zur Verfügung gestellten technischen Hilfsmittel. 

Absatz 5 sichert den Anspruch des Landes gegen die Schulträger auf 
Auskunftserteilung in allen Angelegenheiten der Lernmittelfreiheit. 

 

Zu § 7 

§ 7 regelt das Verfahren der Beschaffung und der Ausleihe der Lernmittel. Ferner 
werden die Sorgfaltspflichten beschrieben, die von den Teilnehmenden zu beachten 
sind, sowie Festlegungen für den Fall getroffen, dass gegen die Sorgfaltspflichten 
verstoßen wird. 

Verbindliche Grundlage für die Beschaffung der Lernmittel ist nach Absatz 1– wie 
bisher – der Schulbuchkatalog, der jährlich aktualisiert wird. Der Schulbuchkatalog 
beschränkte sich allerdings bisher auf diejenigen Lernmittel, die einer Genehmigung 
durch das fachlich zuständige Ministerium bedürfen, ebenso sind Lernmittel für eine 
Reihe von Unterrichtsfächern nicht enthalten, für die der Genehmigungsvorbehalt 
nicht gilt. Der Schulbuchkatalog wird daher für die Lernmittelfreiheit erheblich 
erweitert, um als Basis für die datenbankgestützte Auswahl und Beschaffung  der 
Lernmittel unter Nutzung des Internetportals fungieren zu können. Die Verpflichtung 
auf den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und der damit verbundene Hinweis auf die 
Unzulässigkeit von Beschaffungen von Lernmitteln, die nur unregelmäßig im 
Unterricht benötigt werden, sind unverzichtbar. 

Die Zusammenstellung von Schulbuchlisten zur Information der Eltern gehört bereits 
bisher zu den jährlichen Routineaufgaben der Schulen. Künftig müssen die 



 

- 23 von 26 - 

Schulbuchlisten nach Absatz 2 zu einem jährlich zu bestimmenden und zwischen der 
Schule und dem Schulträger  abgestimmten Termin feststehen, da die weiteren 
Arbeitsschritte der Beschaffung und Durchführung der Ausleihe von einer 
termingerechten Erledigung abhängen. 

Die Organisation der Beschaffung und der Ausleihe der Lernmittel ist Aufgabe des 
Schulträgers (Absatz 3). Die damit verbundene – und gemäß § 9 auszugleichende - 
Mehrbelastung  entsteht nicht ganzjährig, sondern erstreckt sich im Wesentlichen  
auf einen Zeitraum weniger Wochen vor Beginn und nach dem Ende der 
Sommerferien. Dies ist bei der Beschäftigung von zusätzlichem Personal zu 
beachten. Gleichfalls dient die durchgängige Nutzung der Funktionalität des 
Internetportals dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit, wobei Schulen, Schulträger, die 
teilnehmenden Sorgeberechtigten und das Land entsprechend ihrer jeweiligen Rolle  
auf Daten zugreifen, die zentral vorgehalten und verwaltet werden, um Redundanzen 
zu vermeiden. 

Unter Beachtung der Bestimmungen des Buchpreisbindungsgesetzes in Verbindung 
mit den einschlägigen Vergaberichtlinien erfolgt die Bestellung der Lernmittel durch 
die Schule im Rahmen des ihr vom Schulträger zugewiesenen Budgets. Das Budget 
bestimmt sich nach der Zahl der gemäß § 6 Abs.3 festgestellten Teilnehmenden und 
der Anschaffungskosten der für diese benötigten Lernmittel unter Berücksichtigung 
des Rabatts (zurzeit sind das nach den Bestimmungen des 
Buchpreisbindungsgesetzes 12 % für Schulsammelbestellungen) zuzüglich einer 
Reserve für nach Schuljahresbeginn erfolgende Anmeldungen von Schülerinnen und 
Schülern, Umstufungen im Verlauf des Schuljahres und vergleichbare nicht zum 
Zeitpunkt der Anmeldung zur Teilnahme am Ausleihverfahren absehbare Fälle. Eine 
allgemeine für alle Schulen und Klassenstufen gültige Festlegung des Umfangs der 
Reserve ist nicht möglich, da sich die Zahl der genannten Sonderfälle von Schule zu 
Schule unterschiedlich darstellt. Es ist daher sinnvoll, dass die Schulen selbst auf der 
Grundlage ihrer Erfahrungswerte aus den vergangenen Jahren den Umfang der 
Reservebildung für jede Klassenstufe und jeden Kurs bestimmt. Um möglichst alle 
Schülerinnen und Schüler rechtzeitig mit Lernmitteln versorgen zu können und 
aufwändige Nachbestellungen nach Schuljahresbeginn zu vermeiden, haben bei der 
Festlegung der Reservebildung pädagogische Gesichtspunkte Vorrang. Bei 
Beschaffungen in Folgejahren ist auf Lernmittel, die im Rahmen der Reservebildung 
beschafft, aber nicht verwendet wurden, vorrangig zurückzugreifen; zusätzliche 
Reservebildungen sind nicht zulässig, wenn ausreichende Reserven vorhanden sind. 
Freie Reserven, die an einer Schule des Schulträgers nicht benötigt werden, können 
auch an einer anderen Schule desselben Schulträgers Verwendung finden; in 
diesem Fall ist die Übertragung zu dokumentieren.  

Soweit der jeweils geltende EU-Schwellenwert nicht überschritten wird, kann die 
Beschaffung von Schulbüchern gemäß Erlass des Ministeriums für Wirtschaft, 
Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau vom 17. Dezember 2009 im Wege der 
freihändigen Vergabe vorgenommen werden. Soweit dies aus sachlichen Gründen 
notwendig ist, kann eine Aufteilung des Auftrags in Lose vorgenommen werden. Es 
ist zu empfehlen, dass die Bestellung vom Schulträger mitgezeichnet wird. 

Nach Absatz 4 ist eine Ausleihe höchstens dreimal zulässig, um eine kontinuierliche 
Erneuerung der Lernmittelbestände und damit die Aktualität der Lernmittel 
sicherstellen zu können. Die höchstens dreimalige Ausleihe ermöglicht bei 
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Jahresbänden die Neuanschaffung im vierten Jahr nach der ersten Ausleihe, bei 
Doppelbänden die Neuanschaffung im siebten Jahr nach der Ausleihe und bei 
Bänden, die die über drei Schuljahre verwendet werden und nur zweimal 
ausgeliehen werden, ebenfalls im siebten Jahr nach der erstmaligen Ausleihe. 
Entscheidend ist jeweils die tatsächliche Verwendung, so dass Lernmittel, die 
vorzeitig – beispielsweise wegen des Weggangs von der Schule – zurückgegeben 
werden, einer anderen Schülerin oder einem anderen Schüler bei Bedarf zur 
Verfügung gestellt werden können. Nach Ablauf des Leihzyklus können die 
Lernmittel bei Bedarf kostenlos übereignet werden; sie können ebenso im Eigentum 
des Schulträgers bleiben und beispielsweise der Schulbibliothek zugeführt werden. 
Ein Verkauf mit der Absicht der Gewinnerzielung ist nicht zulässig. Diese 
Regelungen entsprechen den Vereinbarungen, die mit dem VdS Bildungsmedien 
angestrebt werden. 

Absatz 5 regelt die die Rückgabe ausgeliehener Lernmittel. Ausgeliehene Lernmittel 
müssen, sofern sie nicht für das folgende Schuljahr benötigt werden, am Ende des 
Schuljahres an den Schulträger zurückzugeben werden. Verlässt eine Schülerin oder 
ein Schüler die Schule vor Schuljahresende endgültig (z. B. Schülerin oder Schüler 
verlässt in der Klassenstufe 11 im November die Schule), oder wechselt die 
Schülerin oder der Schüler in eine andere Schulform, die von der Lernmittelfreiheit 
und der entgeltlichen Ausleihe ausgeschlossen ist (z. B. Wechsel nach 
Schuljahresbeginn von der höheren Berufsfachschule in die Berufsschule, da die 
Schülerin oder der Schüler nach Schuljahresbeginn noch einen Ausbildungsplatz 
erhalten hat), kann der Schülerin oder dem Schüler angeboten werden, dass sie ggf. 
ein Lernmittel, das sie ausgeliehen haben und im neuen Bildungsgang weiter nutzen 
können, gegen Zahlung des "Restkaufwertes" erwerben können. Dadurch soll 
vermieden werden, dass die Schülerin oder der Schüler in diesem Fall höhere 
Anschaffungskosten hat, als sie entstanden wären, wenn er das Schulbuch gleich 
selbst erworben hätte. Zu den Sorgfaltspflichten im Umgang mit ausgeliehenen 
Lernmitteln gehört nach Absatz 5 die Verpflichtung der rechtzeitigen Rückgabe am 
Ende des Schuljahres in einem Zustand, der die weitere Nutzung im folgenden 
Schuljahr im Rahmen des vorgegebenen Leihzyklus erlaubt. Wird gegen diese 
Sorgfaltspflichten verstoßen, muss entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
Schadensersatz geltend gemacht werden. Wird wiederholt gegen die 
Sorgfaltspflichten verstoßen, kann die Schülerin oder der Schüler von der weiteren 
Teilnahme am Ausleihverfahren ausgeschlossen werden. Der Ausschluss von der 
Teilnahme bedarf des Einvernehmens mit der Schule, wobei pädagogische 
Gesichtspunkte, insbesondere die Folgen für den weiteren Bildungsgang der 
Schülerin oder des Schülers zu würdigen sind. Gleiches gilt für den Fall, dass das 
Entgelt für die Ausleihe trotz Mahnung nicht gezahlt wird.  

Die für die Beschaffung der Lernmittel und das Ausleihverfahren getroffenen 
Regelungen schließen auch Software, Datenträger und Lizenzen für den Online-
Zugang mit ein, soweit sie Bestandteil des Schulbuchs sind und mit ihm zusammen 
angeschafft werden (Absatz 6).  

 
 
Zu § 8 
 
§ 8 regelt die Lernmittelfreiheit an öffentlichen Förderschulen und beim 
Berufsvorbereitungsjahr. Die Regelungen entsprechen inhaltlich § 6 der bisherigen 
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Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit und wurden lediglich redaktionell 
angepasst 
 
Die Höchstgrenzen, die für die unentgeltliche Ausleihe für Schülerinnen und Schüler 
an Förderschulen und im Berufsvorbereitungsjahr gelten, wurden zum Ausgleich von 
Preissteigerungen um rund 10 % angehoben. Die Mehrkosten werden mit ca. 
100.000 EUR veranschlagt.  
 
 
Zu § 9 
 
§ 9 regelt – wie in § 70 Abs. 5 SchulG vorgesehen - den Mehrbelastungsausgleich 
für die kommunalen Schulträger, der nach dem im Konnexitätsausführungsgesetz 
(KonnexAG) vom 2. März 2006 (GVBl. S. 53, BS 2020-5) vorgesehenen Verfahren 
ermittelt wurde. Ausgeglichen werden die Mehrbelastungen, die im Zusammenhang 
mit der Weiterentwicklung der Lernmittelfreiheit durch das Zweite Landesgesetz zur 
Änderung des Schulgesetzes vom 22. Dezember 2009 (GVBl. S. 418) hinsichtlich 
des erhöhten Verwaltungsaufwands und der erforderlichen Lernmittelausgaben 
entstehen. 
 
Entsprechend dem im Konsenspapier zwischen dem Land Rheinland-Pfalz und den 
Kommunalen Spitzenverbänden vereinbarten Ergebnis der 
Konnexitätsverhandlungen trägt das Land die Kosten für die beschafften Lernmittel 
(§ 7 Abs.3. Satz 3) und erstattet die Kosten für den erhöhten Verwaltungsaufwand 
pauschal in Höhe von 9 EUR pro teilnehmender Schülerin und teilnehmenden 
Schüler im ersten Jahr der Einführung des neuen Systems und 7,50 EUR in den 
beiden Folgejahren. Dieser Zyklus wiederholt sich alle drei Jahre, so dass sicher 
gestellt ist, dass in den Jahren, in denen Lernmittel in großem Umfang neu beschafft 
werden müssen, ein höherer Betrag zur Verfügung steht. Die Verwaltungspauschale 
wird ohne weitere Nachweise in zwei Raten nach Festlegung des Bestellumfangs 
und nach Feststellung der endgültigen Teilnehmerzahl an die Schulträger 
ausgezahlt. 
 
Für die freien Träger von staatlich anerkannten Ersatzschulen, die Zuweisungen 
nach § 70 Abs. 6 SchulG beanspruchen, gilt § 9 entsprechend (§ 10). 
 
 
Zu § 10 
 
§ 10 entspricht dem § 7 der bisherigen Verordnung und stellt sicher, dass für die 
freien Träger von staatlich anerkannten Ersatzschulen, die Zuweisungen nach § 70 
Abs. 6 SchulG beanspruchen, die Verordnung entsprechend gilt. 
 
 
Zu § 11 
 
§ 11 enthält Übergangsbestimmungen. 
 
Absatz 1 stellt sicher, dass das neue System auch für die Schülerinnen und Schüler 
der noch bestehenden Hauptschulen und Realschulen gilt.  
 



 

- 26 von 26 - 

Absatz 2 stellt sicher, dass für die erst später in das neue System einbezogene 
Schularten und Schulstufen, das bisherige System gilt. Danach erhalten 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II der Gymnasien und der Integrierten 
Gesamtschulen, der beruflichen Gymnasien, der Berufsfachschulen I und II sowie 
des ersten Jahres einer dreijährigen Berufsfachschule im Schuljahr 2010/2011 noch 
Lernmittelgutscheine, wenn die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Schülerinnen 
und Schüler der Grundschulen werden noch bis einschließlich des Schuljahres 
2011/2012 nach dem bisherigen System behandelt. 
 
Absatz 3 bestimmt, dass ein Anspruch auf Ausleihe von Lernmittel nicht besteht, 
wenn diese (in der Startphase) bereits im Rahmen der für Vorjahre anzuschaffenden 
Lernmittel erworben wurden. So wird z. B. ein in diesem Schuljahr beschaffter 
Zweijahresband, der im nächsten Schuljahr noch verwendet wird, nicht mit ins 
Ausleihsystem übernommen. 
 
 
Zu § 12 
 
§ 12 regelt das Inkrafttreten. 
 
In Absatz 1 wird die stufenweise Einführung des neuen Systems normiert. Danach 
wird das neue System ab dem Schuljahr 2010/2011 für die Klassenstufen 5 bis 10 in 
den allgemeinbildenden Schulen, ab dem Schuljahr 2011/2012 für die Sekundarstufe 
II (Jahrgangsstufen 11 bis 13 der allgemeinbildenden Schulen sowie für die in die 
Lernmittelfreiheit einbezogenen Schulformen der berufsbildenden Schulen) und ab 
dem Schuljahr 2012/2013 für die Grundschulen gelten. 
 
Absatz 2 bestimmt das Außerkrafttreten der bisherigen Verordnung. 
 
Absatz 3 sichert die weitere Anwendung der bisherigen Verordnung für die 
Übergangszeit, in der noch nicht alle Schularten in das neue System einbezogen 
sind. 


